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Muster zur  

Verpflichtung der Beschäftigten auf das Datengeheimnis nach § 53 BDSG 

(Stand 17.06.2020) 

 

 
Verpflichtung der Beschäftigten auf das Datengeheimnis (§ 53 BDSG) 

 

Vorbemerkung 

Für die Beschäftigten im öffentlichen Bereich ist die Verpflichtung zur Verschwiegenheit in 

§ 67 BBG bzw. § 3 Abs. 1 TVöD geregelt.  

Eine Besonderheit ist im Falle der Datenverarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 

der Richtlinie für den Datenschutz im Polizei- und Justizbereich (JI-Richtlinie (EU) 

2016/680) zu beachten. Soweit der Anwendungsbereich der JI-Richtlinie nach § 45 BDSG 

tangiert ist, sind die mit der Datenverarbeitung befassten Mitarbeiter nach § 53 BDSG 

ergänzend zu den zuvor genannten Regelungen ausdrücklich auf das Datengeheimnis zu 

verpflichten.  

[Behörde XYZ] verarbeitet im Rahmen ihrer Zuständigkeit personenbezogene Daten zum 

Zwecke der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder 

Ordnungswidrigkeiten oder zur Verhütung von Straftaten und ist insoweit Behörde im Sinne 

von § 45 BDSG. Deshalb ist eine Verpflichtung der betreffenden Beschäftigten auf das 

Datengeheimnis nach § 53 BDSG erforderlich.  

 

Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 53 BDSG) 

Die Beschäftigten [der Behörde XYZ] sind verpflichtet, personenbezogene Daten nicht 

unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Personenbezogene Daten dürfen nur verarbeitet 

werden, wenn eine gesetzliche Regelung die Verarbeitung erlaubt oder vorschreibt.  

Die Vorgaben des BDSG für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Bereich der JI-

Richtlinie sind zu wahren; sie sind in § 47 BDSG festgelegt und beinhalten im Wesentlichen 

folgende Verpflichtungen: 

Personenbezogene Daten müssen 

 auf rechtmäßige Weise und nach Treu und Glauben verarbeitet werden, 

 für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben und nicht in einer mit 

diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise verarbeitet werden, 
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 dem Verarbeitungszweck entsprechen, für das Erreichen des Verarbeitungszwecks 

erforderlich sein und ihre Verarbeitung nicht außer Verhältnis zu diesem Zweck 

stehen, 

 sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; dabei sind alle 

angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im 

Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder 

berichtigt werden, 

 nicht länger als es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist, in 

einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen 

ermöglicht, und 

 in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 

personenbezogenen Daten gewährleistet; hierzu gehört auch ein durch geeignete 

technische und organisatorische Maßnahmen zu gewährleistender Schutz vor 

unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung, unbeabsichtigtem Verlust, 

unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung.  

 

Personenbezogene Daten dürfen nur nach Weisung des Verantwortlichen verarbeitet 

werden. Neben Einzelweisungen der Vorgesetzten gelten als Weisung: 

Prozessbeschreibungen, Ablaufpläne, Dienstvereinbarungen, Hausanordnungen, 

Organisationsverfügungen, Organisationsanweisungen sowie behördliche 

Dokumentationen und Handbücher. 

 

Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung der Tätigkeit weiter. 

 

Erklärung des Beschäftigten (für die Personalakte): 

 

Ich wurde auf das Datengeheimnis nach § 53 BDSG hin verpflichtet und habe diese 

Verpflichtung zur Kenntnis genommen.  

Eine Kopie dieser Verpflichtungserklärung nebst Anlage (§§ 67 BBG, 3 TVöD, 45, 47, 53 

BDSG) habe ich erhalten. 

 

 

_______________________________________ 

Vor- und Zuname, Referat/Arbeitsgruppe, Datum 
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Anhang 

(Abdruck der in dieser Verpflichtungserklärung zitierten Gesetze) 

 

Bundesbeamtengesetz (BBG) 
 
§ 67 (Verschwiegenheitspflicht) 

(1) Beamtinnen und Beamte haben über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt 

gewordenen dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch über den 

Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit 

1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind, 

2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 

bedürfen, oder 

3. gegenüber der zuständigen obersten Dienstbehörde, einer Strafverfolgungsbehörde oder einer von 

der obersten Dienstbehörde bestimmten weiteren Behörde oder außerdienstlichen Stelle ein durch 

Tatsachen begründeter Verdacht einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 des 

Strafgesetzbuches angezeigt wird. 

Im Übrigen bleiben die gesetzlich begründeten Pflichten, geplante Straftaten anzuzeigen und für die Erhaltung 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzutreten, von Absatz 1 unberührt. 
(3) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne Genehmigung über Angelegenheiten nach Absatz 1 weder vor 

Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung erteilt die oder der 

Dienstvorgesetzte oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, die oder der letzte Dienstvorgesetzte. 

Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet, bei einem früheren Dienstherrn ereignet, 

darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt werden. 

(4) Beamtinnen und Beamte haben, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, auf Verlangen der 

oder des Dienstvorgesetzten oder der oder des letzten Dienstvorgesetzten amtliche Schriftstücke, 

Zeichnungen, bildliche Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge, auch 

soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Entsprechendes gilt für ihre Hinterbliebenen und 

Erben. 

 
 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
 
§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen 

(1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften 

vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über 

die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. 

(2) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige 

Vergünstigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung 

des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftigten derartige Vergünstigungen angeboten, haben 

sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher 

schriftlich anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen 

versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten 

oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 

(4) Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, die/den Beschäftigte/ n zu verpflichten, 

durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich 

geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. Bei der beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich 

um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine 
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andere Ärztin/ einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der 

Arbeitgeber. 

(5) Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das 

Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/ n ausüben lassen. Sie können 

Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
 
Teil 3 
Bestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 
 
§ 45 Anwendungsbereich 
Die Vorschriften dieses Teils gelten für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die für die 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
zuständigen öffentlichen Stellen, soweit sie Daten zum Zweck der Erfüllung dieser Aufgaben verarbeiten. Die 
öffentlichen Stellen gelten dabei als Verantwortliche. Die Verhütung von Straftaten im Sinne des Satzes 1 
umfasst den Schutz vor und die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Die Sätze 1 und 2 finden 
zudem Anwendung auf diejenigen öffentlichen Stellen, die für die Vollstreckung von Strafen, von Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 des Strafgesetzbuchs, von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im 
Sinne des Jugendgerichtsgesetzes und von Geldbußen zuständig sind. Soweit dieser Teil Vorschriften für 
Auftragsverarbeiter enthält, gilt er auch für diese. 
 
§ 47 Allgemeine Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
Personenbezogene Daten müssen 

1. auf rechtmäßige Weise und nach Treu und Glauben verarbeitet werden, 

2. für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben und nicht in einer mit diesen Zwecken 

nicht zu vereinbarenden Weise verarbeitet werden, 

3. dem Verarbeitungszweck entsprechen, für das Erreichen des Verarbeitungszwecks erforderlich sein 

und ihre Verarbeitung nicht außer Verhältnis zu diesem Zweck stehen, 

4. sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; dabei sind alle angemessenen 

Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer 

Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden, 

5. nicht länger als es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist, in einer Form 

gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen ermöglicht, und 

6. in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten 

gewährleistet; hierzu gehört auch ein durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 

zu gewährleistender Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung, unbeabsichtigtem 

Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung. 

 
§ 53 Datengeheimnis 
Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht unbefugt verarbeiten 
(Datengeheimnis). Sie sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

 

 

 


